
AM\834646DE.doc PE450.838v01-00

DE In Vielfalt geeint DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 - 2014

Entwicklungsausschuss

2006/0167(COD)

12.10.2010

ÄNDERUNGSANTRÄGE
10 - 14

Entwurf einer Stellungnahme
Bart Staes
(PE448.927v01-00)

Vorschlag für eine Entscheidung des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Anwendung bestimmter Leitlinien auf dem Gebiet der öffentlich 
unterstützten Exportkredite

Vorschlag für eine Entscheidung
(KOM(2006)0456 – C7-0050/2010 – 2006/0167(COD))



PE450.838v01-00 2/14 AM\834646DE.doc

DE

AM_Com_LegOpinion



AM\834646DE.doc 3/14 PE450.838v01-00

DE

Änderungsantrag 10
Gay Mitchell

Vorschlag für eine Entscheidung
Erwägung 3 e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3e) Die aus der EU-Politik und dem EU-
Recht abgeleiteten Grundsätze und 
Standards der EU sollten, ergänzt um 
weitere Beispiele international bewährter 
Verfahren, Richtschnur für alle von den 
Exportkreditagenturen finanzierten 
Projekte sein und eine 
Folgenabschätzung in den Bereichen 
Umwelt und Soziales umfassen, die den 
Menschenrechten und den in das Korpus 
des Umwelt- und Sozialrechts der EU 
übernommenen Standards Rechnung 
trägt, die für die von 
Exportkreditagenturen finanzierten 
Sektoren und Projekte von Belang sind.

Or. en

Begründung

Der ursprüngliche Text ist vage und lässt zu viel Raum für Interpretationen. Eine 
Folgenabschätzung in den Bereichen Umwelt und Soziales würde viel mehr Klarheit schaffen.

Änderungsantrag 11
Gay Mitchell

Vorschlag für eine Entscheidung
Erwägung 3 f (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3f) Die Exportkreditagenturen sollten für 
den gesamten Projektzyklus die Methode 
der Folgenabschätzung in den Bereichen 
Umwelt und Soziales anwenden, um die 
Nachhaltigkeit aller von ihnen 
finanzierten Projekte zu gewährleisten. 
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Die Berechnung der sozial- und 
umweltpolitischen Risiken sollte 
Bestandteil der Folgenabschätzungen 
sein.

Or. en

Begründung

„Anforderungen“ ist ein vager Begriff, daher wird mit diesem Änderungsantrag genau 
präzisiert, wie vorzugehen ist. Eine obligatorische Berechnung der sozial- und 
umweltpolitischen Risiken ist eine unverhältnismäßige Belastung.

Änderungsantrag 12
Gay Mitchell

Vorschlag für eine Entscheidung
Erwägung 3 g (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3g) Die Methode der Folgenabschätzung 
in den Bereichen Umwelt und Soziales, 
die die Einhaltung der Anforderungen der 
Exportkreditagenturen gewährleistet, 
sollte voll und ganz mit den Grundsätzen 
der EU-Strategie für nachhaltige 
Entwicklung, dem Übereinkommen von 
Cotonou sowie dem Europäischen 
Konsens zur Entwicklungspolitik in 
Einklang stehen; zudem sollte sie den 
Zusagen und Verpflichtungen der EU 
nach dem Rahmenübereinkommen der 
Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen (UNFCCC) und dem 
UN-Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt (CBD) sowie der Erreichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele der VN 
(MDG) und den in den internationalen 
Übereinkommen verankerten Sozial-, 
Arbeits- und Umweltschutzstandards 
Rechnung tragen.

Or. en
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Begründung

Präzisierung, da „Normen“ alleine recht vage ist.

Änderungsantrag 13
Gay Mitchell

Vorschlag für eine Entscheidung
Anhang a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Anhang a
KOHÄRENZ UND TRANSPARENZ

TEIL A) Konsultation, Transparenz und 
Zugang der Öffentlichkeit zu 
Informationen
Die Kommission verpflichtet sich, dem 
Europäischen Parlament alle 
Informationen über die Umsetzung des 
OECD-Übereinkommens über öffentlich
unterstützte Exportkredite zuzuleiten. Sie 
legt daher einen Jahresbericht über alle 
öffentlichen Hilfen vor, die im 
Anwendungsbereich des 
Übereinkommens von einer Regierung 
oder in ihrem Auftrag für den Export von 
Waren und/oder Dienstleistungen 
gewährt wurden. Der Bericht enthält 
folgende Angaben zu jeder einzelnen 
Transaktion:
– Name der Exportkreditagentur
– Zeitpunkt der Transaktion
– Land 
– Schuldner 
– Exporteur/Investor 
– Bürge 
– Finanzier
– Art der öffentlichen Hilfe (Einteilung 
wie im OECD-Übereinkommen)
– Art der Transaktion
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Ferner sind zusätzliche Angaben zur 
Übereinstimmung mit der EU-Politik der 
Entwicklungszusammenarbeit zu machen. 
Der Europäischen Union steht mit dem 
Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union eine solide 
Rechtsgrundlage für die 
Entwicklungszusammenarbeit zur 
Verfügung. In Artikel 208 Absatz 1 AEUV 
heißt es wörtlich: „Bei der Durchführung 
politischer Maßnahmen, die sich auf die 
Entwicklungsländer auswirken können, 
trägt die Union den Zielen der 
Entwicklungszusammenarbeit 
Rechnung.“ Die Union und die 
Mitgliedstaaten kommen gemäß Artikel 
208 Absatz 2 AEUV „den im Rahmen der 
Vereinten Nationen und anderer 
zuständiger internationaler 
Organisationen gegebenen Zusagen nach 
und berücksichtigten die in diesem 
Rahmen gebilligten Zielsetzungen“. Über 
jede einzelne Transaktion sind folgende 
weitere Angaben zu machen:
• bei unproduktiven Ausgaben in 
hochverschuldeten armen Ländern (dies 
gilt generell für Transaktionen, die weder 
mit den Strategien des betreffenden 
Landes zur Verringerung der Armut noch 
einem tragfähigen Konzept zum 
Schuldenabbau in Einklang stehen und 
nicht zur sozialen und/oder 
wirtschaftlichen Entwicklung des Landes 
beitragen): Gründe dafür, dass die 
öffentlichen Exportkredite nicht zur 
Gesamtschuldenlast des Landes 
beitragen;
• bei gebundenen 
Entwicklungshilfekrediten: Art der 
gebundenen Entwicklungshilfe 
(Einteilung wie im OECD-
Übereinkommen) und 
Gesamtkonzessionsniveau der 
gebundenen Entwicklungshilfe;
• Informationen darüber, ob der Kunde 
die im Empfängerland geltenden 
Menschenrechte und 
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Umweltschutzvorschriften einhält. Dazu 
zählt eine Erklärung des Kunden, dass er 
die im Empfängerland geltenden 
Menschenrechte und 
Umweltschutzvorschriften einhalten wird;
• Informationen darüber, ob der Kunde 
die vom Empfängerland international 
eingegangenen Umweltschutz- und 
Menschenrechtsverpflichtungen einhält. 
Dazu zählt eine Erklärung des Kunden, 
dass er die im vom Empfängerland 
international eingegangenen 
Umweltschutz- und 
Menschenrechtsverpflichtungen einhalten 
wird; 
• Informationen darüber, ob das 
internationale und das im Geberland 
geltende Strafrecht eingehalten werden.
Dies umfasst eine Erklärung des Kunden, 
dass er das internationale Strafrecht und 
das im Geberland geltende Strafrecht 
einhalten wird;
• Erklärung, dass im Vertrag des Kunden 
keine Klausel enthalten ist, die bei 
Verstößen gegen das im Empfänger- oder 
Geberland geltende Recht rechtliche 
Immunität gewährt;
• bei Staudammprojekten: Einhaltung der 
Leitlinien der Weltkommission für 
Staudämme;
• bei Projekten der mineralgewinnenden 
Industrie: Einhaltung der Empfehlungen 
des Untersuchungsberichts der Weltbank 
über die mineralgewinnende Industrie.
Die Exportkreditagenturen stellen den 
betroffenen Bevölkerungsgruppen, 
nichtstaatlichen Organisationen und 
anderen Interessierten die Informationen 
über die Projektbewertung vor der 
Genehmigung eines Antrags zur 
Verfügung, und zwar auf leicht 
zugängliche Art und Weise. Diese 
Informationen umfassen bei allen 
Projekten die Abschätzung der Folgen für 
die nachhaltige Entwicklung sowie die 
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Namen der beteiligten Unternehmen.
TEIL B) Klimawandel 
Die Exportkreditagenturen müssen in 
Einklang mit Artikel 208 AEUV ihren 
Beitrag zu den Verpflichtungen der EU 
nach dem Rahmenübereinkommen der 
Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen (UNFCCC) leisten.
Die Einbeziehung der klimapolitischen 
Maßnahmen der EU umfasst 
gegebenenfalls Folgendes:
• detaillierte Jahresberichte über die 
vollständige Bilanz der CO2-Emissionen 
der von den Exportkreditagenturen 
unterstützten Projekte oder über die lokal 
oder regional begrenzten Auswirkungen 
einzelner Projekte; 
• Analysen der Bilanz der CO2-
Emissionen, die in das Verfahren zur 
Abschätzung der Umweltfolgen 
aufzunehmen sind und mit denen 
ermittelt wird, ob die Energieeffizienz 
durch die Projektvorschläge tatsächlich 
optimiert wird; 
• Auflistung von Projekten/Technologien, 
die auf keinen Fall unterstützt werden; 
das betrifft auch das Auslaufen von 
Finanztransaktionen für Projekte, bei 
denen fossile Brennstoffe verbraucht 
werden;
• Festlegung klarer lang- und 
kurzfristiger Ziele für die Verringerung 
der CO2-Emissionen und Festsetzung 
jährlicher Emissionsobergrenzen;
• Festlegung von Bewertungsverfahren, 
in denen den Bedürfnissen der 
Entwicklungsländer in Bezug auf 
Klimawandel und Entwicklung Rechnung 
getragen wird, entsprechend den 
Vorgaben der vom UNFCCC erarbeiteten 
jeweiligen nationalen Aktionspläne zur 
Anpassung (NAPA) und den Regional-
und Länderstrategiepapieren der EU 
(RSP/CSP);
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• Festlegung von Zielen im Bereich 
erneuerbare Energiequellen entsprechend 
den Regional-/Länderstrategiepapieren.

Or. en

Begründung

Ein zeitlicher Rahmen von 120 Tagen für die Bereitstellung der Projektbewertungen ist 
unrealistisch und unfair. Zudem gibt es in dem Text Wiederholungen. Die Umweltstandards, 
die gelten sollen, sind sogar noch strenger als die europäischen Standards und stellen für 
Entwicklungsländer eine grobe Benachteiligung dar.

Änderungsantrag 14
Bart Staes

Vorschlag für eine Entscheidung
Anhang a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Anhang a

KOHÄRENZ UND TRANSPARENZ

TEIL A) Konsultation, Transparenz und 
Zugang der Öffentlichkeit zu 
Informationen
Die Kommission verpflichtet sich, dem 
Europäischen Parlament alle 
Informationen über die Umsetzung des 
OECD-Übereinkommens über öffentlich 
unterstützte Exportkredite zuzuleiten. 
Daher legt sie einen jährlichen 
„Transparenzbericht“ über die 
Umsetzung des Übereinkommens vor. 
Dieser Transparenzbericht umfasst eine 
Liste der einzelnen genehmigten 
Transaktionen nach Land, das die Hilfe 
bereitstellt, in folgender Form:
– Name des Landes, das die öffentliche 
Hilfe bereitstellt; 
– Name der Exportkreditagentur;
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– Bestimmungsort der Waren; Ort der 
Erbringung der Dienstleistungen; 
– Datum der von der Agentur 
genehmigten Transaktion;
– Name des Exporteurs bzw. des 
Erbringers der Dienstleistungen;
– Art der Transaktion: Lieferung von 
Waren oder Ausrüstungen; 
Durchführung von Forschungs- oder 
Planungsarbeiten; Durchführung von 
Arbeiten; Erbringung von 
Dienstleistungen;
– Name der beteiligten Bank;
– Name des Schuldners;
– Name des Bürgen.
Art der öffentlichen Hilfe (Einteilung wie 
im OECD-Übereinkommen): 
1. Exportkreditgarantie oder 
-versicherung („pure cover“);
2. öffentliche Finanzierungsunterstützung: 
a. Direktkredite/-finanzierung und 
Refinanzierung oder b. Zinsstützung. 

Ferner sind zusätzliche Angaben zur 
Umsetzung des AEUV zu machen:
– In Artikel 208 Absatz 1 AEUV heißt es 
wörtlich: „Bei der Durchführung 
politischer Maßnahmen, die sich auf die 
Entwicklungsländer auswirken können, 
trägt die Union den Zielen der 
Entwicklungszusammenarbeit 
Rechnung.“
– In Artikel 208 Absatz 2 heißt es weiter: 
„Die Union und die Mitgliedstaaten 
kommen den im Rahmen der Vereinten 
Nationen und anderer zuständiger 
internationaler Organisationen 
gegebenen Zusagen nach und 
berücksichtigten die in diesem Rahmen 
gebilligten Zielsetzungen.“ 
Um die umfassende Einhaltung des 
AEUV und des OECD-Übereinkommens 
zu gewährleisten, verlangt die EU von den 
Mitgliedstaaten, dass sie zusätzliche 
Informationen zu bestimmten 
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Transaktionen vorlegen. Diese Angaben 
werden in den jährlichen 
Transparenzbericht aufgenommen. Dies 
betrifft die folgenden Transaktionen:
• Bei Transaktionen in hochverschuldeten 
armen Ländern: Die 
Exportkreditagenturen berichten über die 
Zahl und den Wert der Projekte in IDA-
Ländern und geben die Methode vor, 
nach der der Rahmen für ein 
länderspezifisches tragfähiges Konzept 
für den Schuldenabbau angewandt und 
gewährleistet wird, dass die Ausgaben 
ausschließlich produktiven Zwecken 
dienen. Dies umfasst eine Erklärung des 
Kunden, dass keine illegalen Zahlungen 
im Zusammenhang mit dem Vertrag 
geleistet wurden. Jeder Verstoß gegen das 
Verbot illegaler Zahlungen führt zur 
Aufhebung der Zahlungsverpflichtung 
des Staates;
• bei gebundenen 
Entwicklungshilfekrediten: Die 
Exportkreditagenturen berichten über die 
Zahl und den Wert der Projekte im 
Rahmen der gebundenen 
Entwicklungshilfe gemäß der Einteilung 
der OECD sowie über die Methode, mit 
der die Einhaltung des Übereinkommens 
sichergestellt wird; 
• bei der Projektdurchführung: Die 
Exportkreditagenturen machen Angaben 
zu den Maßnahmen, die der Antragsteller 
im Hinblick auf die im Empfängerland 
geltenden Rechtsvorschriften in den 
Bereichen Umwelt, Soziales und 
Menschenrechte und die international 
bewährten Verfahren einschließlich der 
aus der EU-Politik und dem EU-Recht 
abgeleiteten Grundsätze und Standards 
getroffen hat. Dies umfasst eine 
Erklärung des Kunden, dass er sich an 
die geltenden Rechtsvorschriften des 
Empfängerlands und die internationalen 
bewährten Verfahren halten wird;
• die Exportkreditagenturen machen 
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Angaben zur Einhaltung des 
internationalen und einzelstaatlichen 
Strafrechts durch den Kunden. Dies 
umfasst eine Erklärung des Kunden, dass 
er sich an das internationale und 
nationale Strafrecht halten wird;
• bei Staudammprojekten: Die 
Exportkreditagenturen machen Angaben 
zur Einhaltung der Leitlinien der 
Weltkommission für Staudämme durch 
den Kunden;
• bei Projekten der mineralgewinnenden 
Industrie: Die Exportkreditagenturen 
machen Angaben zur Einhaltung der 
Empfehlungen des 
Untersuchungsberichts der Weltbank 
über die mineralgewinnende Industrie 
durch den Kunden. 
Die Exportkreditagenturen stellen den 
betroffenen Bevölkerungsgruppen, 
nichtstaatlichen Organisationen und 
anderen Interessierten die Informationen 
über die Projektbewertung mindestens 
120 Tage vor der Genehmigung eines 
Antrags zur Verfügung, und zwar auf 
leicht zugängliche Art und Weise. Diese 
Informationen umfassen bei allen 
Projekten die Folgenabschätzung im 
Bereich Umwelt und Soziales sowie die 
Namen der beteiligten Unternehmen.
Darüber hinaus muss die Abschätzung 
der Folgen für die nachhaltige 
Entwicklung der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden, bevor eine 
Unterstützung durch die 
Exportkreditagenturen gewährt wird.
TEIL B) Klimawandel 

Die Exportkreditagenturen müssen in 
Einklang mit Artikel 208 AEUV ihren 
Beitrag zu den Verpflichtungen der EU 
nach dem Rahmenübereinkommen der 
Vereinten Nationen über 
Klimaänderungen (UNFCCC) leisten.
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Die Einbeziehung der klimapolitischen 
Maßnahmen der EU umfasst Folgendes:
• detaillierte Jahresberichte über die 
vollständige Bilanz der CO2-Emissionen 
der von den Exportkreditagenturen 
unterstützten Projekte oder über die lokal 
oder regional begrenzten Auswirkungen 
einzelner Projekte; 
• Analysen der Bilanz der CO2-
Emissionen, die in das Verfahren zur 
Abschätzung der Umweltfolgen 
aufzunehmen sind und mit denen 
ermittelt wird, ob die Energieeffizienz 
durch die Projektvorschläge tatsächlich 
optimiert wird; 
• Auflistung von Projekten/Technologien, 
die auf keinen Fall unterstützt werden; 
das betrifft auch das Auslaufen von 
Finanztransaktionen für Projekte, bei 
denen fossile Brennstoffe verbraucht 
werden;
• Festlegung klarer lang- und 
kurzfristiger Ziele für die Verringerung 
der CO2-Emissionen und Festsetzung 
jährlicher Emissionsobergrenzen;
• Festlegung von Bewertungsverfahren, 
in denen den Bedürfnissen der 
Entwicklungsländer in Bezug auf 
Klimawandel und Entwicklung Rechnung 
getragen wird, entsprechend den 
Vorgaben der vom UNFCCC erarbeiteten 
jeweiligen nationalen Aktionspläne zur 
Anpassung (NAPA) und den Regional-
und Länderstrategiepapieren der EU 
(RSP/CSP);
• Festlegung von Zielen im Bereich 
erneuerbare Energiequellen entsprechend 
den Regional-/Länderstrategiepapieren.

Or. en

Begründung

The annex includes a wide range of issues aimed at complying with Article 208 TFEU and 
plug important gaps such as the absence of any reference to human rights standards within 
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the Common Approaches. The annex also seeks to establish an arrangement by which the EU 
should provide an annual report on transactions by or on behalf of a government for export of 
goods and/or services within the scope of the Arrangement. Also, the scope of the Common 
Approaches must be widened to ensure that all official support provided by ECAs is covered, 
not only transactions with a repayment term of two years or more. Finally, the part devoted to 
climate change highlights the EU's international commitments on climate change in order to 
phase out fossil fuel subsidies over the medium term and provide targeted support to enable 
the poorest countries adapt to climate change.


